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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Filzwieser-Hat als Vorsitzende und den Richter Mag. Felseisen 
über die Beschwerde des XXXX, StA. Sri Lanka, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 21.12.2005, 
FZ. 04 23.689-BAT, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 13.04.2010 zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 7 AsylG 1997, BGBl I Nr. 76/1997 idF BGBl. Nr. 126/2002, als unbegründet 
abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Der Beschwerdeführer, ein Staatsbürger aus Sri Lanka, reiste am 19.11.2004 in Österreich ein und stellte am 
22.11.2004 einen Asylantrag in Österreich. 
 

Anlässlich seiner niederschriftlichen Vernehmung im Rahmen der Grenzkontrolle am Flughafen Schwechat am 
22.11.2004 gab der Beschwerdeführer an, dass er mit Hilfe eines gefälschten Reisepasses nach Österreich gereist 
sei. Bezüglich seiner Fluchtgründe brachte der Beschwerdeführer vor, dass im Jahr 1999 sein Haus vom Militär 
zerstört worden sei und dabei ein Bruder und eine Schwester des Beschwerdeführers ums Leben gekommen 
wären. Seine andere Schwester und der Beschwerdeführer seien vom Militär gefangen genommen und bis zum 
Februar 2000 eingesperrt worden. Danach sei der Beschwerdeführer aktives Mitglied der LTTE-Partei 
geworden. Im Jahr 2004 wäre es jedoch zur Spaltung dieser Partei gekommen, und es habe Probleme mit der 
Splitterpartei gegeben. Im Juni 2004 sei der Beschwerdeführer mit seinem Freund XXXX nach Colombo 
geflüchtet und habe dort die englische Sprache gelernt. Im Oktober 2004 wäre sein Freund von der LTTE getötet 
worden. Daraufhin sei der Beschwerdeführer nach XXXX geflüchtet und habe sich dort versteckt. Aus Angst um 
sein Leben hätte er seine Heimat verlassen. 
 

Im Rahmen einer niederschriftlichen Einvernahme beim Bundesasylamt am 29.11.2004 führte der 
Beschwerdeführer an, dass er mit einem gefälschten Pass aus Sri Lanka ausgereist sei. Er habe jedoch einen 
eigenen Reisepass gehabt, welcher ihm im Jahr 1999 im Passamt XXXX ausgestellt worden sei. Diesen Pass 
habe er aber in Sri Lanka verloren. Der Beschwerdeführer wäre sowohl bei seiner Ausreise aus Colombo als 
auch bei seiner Einreise in Wien kontrolliert worden. Er sei weder vorbestraft noch jemals von Behörden in 
seinem Heimatland erkennungsdienstlich behandelt worden. Er wäre jedoch im Gefängnis gewesen, da die 
Polizei vermutet habe, dass er ein Terrorist sei. Er habe niemals einer politischen Partei oder einer bewaffneten 
Gruppierung angehört. Er werde nunmehr von der Polizei gesucht, da er aus dem Gefängnis geflüchtet sei. Seine 
Familie würde in dem Krisengebiet in Nord Sri Lanka wohnen, wo die Leute der LTTE das Land kontrollieren. 
Eines Tages im März 1999 sei die Armee von Sri Lanka gekommen und habe mit Flugzeugen ihr Dorf 
bombardiert, wobei sein Bruder und seine Schwester ums Leben gekommen wären. Die Armee habe dann aus 
dem ganzen Dorf die jungen Leute mitgenommen. Da die Polizeistation in ihrem Dorf zu klein gewesen sei, 
hätte sie die Armee in das Gefängnis nach XXXX mitgenommen, wo der Beschwerdeführer etwa zwei Jahre 
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lang gewesen sei. Im Februar wäre ihm dann die Flucht aus diesem Gefängnis geglückt und sei nach XXXX 
geflüchtet. Dieses Gebiet werde auch von der LTTE kontrolliert, deren Chef Prabakaran ist. Das Gebiet, in 
welches er geflüchtet sei, werde von einem Militäroffizier namens XXXX kontrolliert. Seit dem Jahr 2002 habe 
sich der Beschwerdeführer für XXXX stark gemacht und er sei ein Anhänger von ihm gewesen. Im Juni 2004 
habe es dann einen Konflikt zwischen Prabakaran und XXXX gegeben und die Leute von Prabakaran hätten 
etwa 600 Leute der Anhänger von XXXX getötet. Der Konflikt halte noch immer an. Der Beschwerdeführer 
wäre dann wegen dieser Krise nach Colombo geflüchtet und habe dort einen Mann namens XXXX kennen 
gelernt, mit welchem er auch einen Englischkurs in Colombo besucht habe. Am 28.10.2004 sei XXXX von den 
Leuten des Prabakaran in Colombo erschossen worden. Der Beschwerdeführer hätte flüchten können und wäre 
zum Bruder des XXXX, namens XXXX, gegangen, welcher dann auch seine Ausreise aus Sri Lanka organisiert 
habe. Bis zu seiner Ausreise am 19.11.2004 hätte sich der Beschwerdeführer in der Wohnung des XXXX in 
XXXX versteckt gehalten. Im Hinblick auf eine innerstaatliche Fluchtalternative brachte der Beschwerdeführer 
vor, dass Colombo der sicherste Platz in Sri Lanka sei, aber gerade dort sein Freund erschossen worden wäre. 
Der Beschwerdeführer hätte nie an einem anderen Platz leben können. Im Falle einer Rückkehr nach Sri Lanka 
vermute er, dass er von Leuten der LTTE erschossen werden würde. 
 

Am 01.02.2005 wurde der Beschwerdeführer im Rahmen der Verordnung EG Nr. 343/2003 des Rates von 
Frankreich nach Österreich rücküberstellt. 
 

Am 16.06.2005 wurde der Beschwerdeführer erneut einer niederschriftlichen Einvernahme vor dem 
Bundesasylamt unterzogen und sagte dabei aus, dass er Sri Lanka verlassen habe, da während seiner Schulzeit in 
seinem Dorf XXXX nahe der Stadt XXXX immer Krieg geführt worden sei. Sein Dorf wäre von der 
Rebellengruppe LTTE kontrolliert worden und habe dort die Armee Sri Lankas mit der LTTE gekämpft. Einmal 
sei ihr Dorf mit einem Armeeflugzeug bombardiert worden. Nach der Bombardierung sei die Armee in ihr Dorf 
gekommen und hätte geschossen. Der Beschwerdeführer habe dabei seinen Bruder und seine Schwester verloren. 
Die Leute von der Armee und der Polizei hätten in ihrem Dorf junge Leute mitgenommen, da sie geglaubt 
hätten, dass sie alle Rebellen seien. Sie wären in ein Lager der Armee gebracht worden, nach XXXX. Dort sei 
ein Gefängnis, in welchem der Beschwerdeführer gefoltert worden sei. Er habe viele Wunden erlitten, jedoch 
wären diese schon fast verheilt. Das Dorf des Beschwerdeführers bestehe aus etwa 285 Familien, und es seien 
etwa 30-40 junge Leute, darunter auch Mädchen, von der Armee mitgenommen worden. Er wisse nicht, wo die 
jungen Frauen hingebracht wurden. In das Gefängnis des Beschwerdeführers seien nur junge Männer gebracht 
worden. Normalerweise hätte der Beschwerdeführer flüchten können, jedoch habe er dies nicht getan, da seine 
Geschwister gestorben seien. Der Beschwerdeführer wäre etwa im Jahr 2000 inhaftiert und zwei Jahre 
eingesperrt gewesen. Nach diesen zwei Jahren sei ihm die Flucht aus dem Gefängnis gelungen. Auf Befragung 
gab der Beschwerdeführer weiters an, dass er niemals mit den Behörden Sri Lankas Probleme gehabt habe und 
zuvor niemals aggressiv aufgefallen wäre. Er stamme aus einer Bauernfamilie und habe gut dort gelebt. Seine 
Eltern hätten immer gearbeitet und seien auch noch am Leben. Die Festnahmen hätten nur die jungen Leute 
betroffen. Hinsichtlich seiner Flucht aus dem Gefängnis erzählte der Beschwerdeführer, dass dies zum Zeitpunkt 
des Buddhistenfestes gewesen sei. Alle Offiziere seien zu dem Fest gegangen und es habe nur wenig Wachen 
gegeben, welche jedoch vollständig betrunken gewesen wären. Daher sei ihnen die Flucht gelungen. Mehrere 
Leute wären weggelaufen, mit dem Beschwerdeführer zusammen seien zwei Personen geflüchtet. Nach seiner 
Flucht aus dem Gefängnis sei der Beschwerdeführer nach XXXX gegangen, wo er sich zwei Jahre lang bis zum 
Jahr 2004 versteckt gehalten habe. Dieses Gebiet sei von der LTTE kontrolliert und die Armee komme dort nicht 
durch. Die Familie seines Gefängniskollegen seien Anhänger der XXXX-Guppe. Die Kontrollgebiete der LTTE 
wären in zwei Gruppen gespalten gewesen. Eine Gruppe gehöre XXXX an und die andere Prabakaran. 
Prabakaran sei der oberste Chef der LTTE, XXXX sei der oberste Kommandant der anderen Gruppe. Der 
Beschwerdeführer habe eher für XXXX sympathisiert. Die LTTE habe jedoch dann geglaubt, dass er dieser 
Gruppe als Rebell angehöre und so habe er auch Probleme mit der LTTE bekommen. Eines Tages im Jahr 2004 
seien Leute der LTTE in das Dorf gekommen und hätten 600 Leute erschossen. Die XXXX Leute seien 
geflüchtet, und auch der Beschwerdeführer und sein Freund hätten sich nach Colombo begeben. In Colombo 
wären sie zum Bruder seines Gefängnisfreundes gegangen. Im Oktober 2004 wäre sein Freund von Leuten der 
LTTE erschossen worden. das genaue Datum wisse der Beschwerdeführer aber nicht mehr. Dies sei der Grund 
gewesen, warum der Beschwerdeführer am 19.11.2004 Sri Lanka verlassen habe. Im Falle einer Rückkehr 
befürchte der Beschwerdeführer, dass er getötet werden würde. Letztendlich gab der Beschwerdeführer noch an, 
dass sein Dorf durch die Tsunami-Welle zu 75% beschädigt worden sei. Seine Mutter habe damals eine 
Gehirnerschütterung erlitten und sei seither psychisch angeschlagen. Nahe Verwandte des Beschwerdeführers 
wären jedoch nicht ums Leben gekommen. 
 

2. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 21.12.2005 AZ. 04 23.689-BAT, wurde der Asylantrag des 
Beschwerdeführers gemäß § 7 AsylG 1997 abgewiesen (Spruchteil I.). In Spruchpunkt II. wurde die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 1997 für 
nicht zulässig erklärt. In Spruchpunkt III wurde dem Beschwerdeführer eine befristete Aufenthaltsberechtigung 
bis zum 31.12.2006 erteilt. 
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Gegen Spruchpunkt I richtet sich die rechtzeitig erhobene Berufung (nunmehr Beschwerde) vom 09.01.2006. 
 

3. Vor dem Asylgerichtshof wurde am 13.04.2010 eine mündliche Verhandlung durchgeführt, welche folgenden 
Verlauf nahm: 
 

"... 
 

Der BF legt folgende Bescheinigungsmittel vor: Zertifikate über Deutschkurse, Mietvertrag, 
Versicherungsdatenauszug. 
 

BF wird darüber belehrt, dass Gegenstand der heutigen Verhandlung lediglich sein Asylantrag ist, da ihm bereits 
subsidiärer Schutz zuerkannt wurde. 
 

Beginn der Befragung. 
 

VR: Ist Ihre dem bisherigen Verfahren zugrunde gelegte Identität richtig? Auf § 119 Abs. 2 FPG wird 
hingewiesen. 
 

BF: Ja. 
 

VR: Waren Ihre Aussagen im erstinstanzlichen Verfahren richtig und bleiben diese aufrecht? 
 

BF: Ja. 
 

VR: Wo haben Sie in Sri Lanka gelebt? 
 

BF: XXXX Sri Lanka. 
 

VR: Mit wem haben Sie dort gelebt? 
 

BF: Mit meinen Eltern und Geschwistern, mit 2 Schwestern und einem Bruder. 
 

VR: Leben Ihre Familienangehörigen noch in Sri Lanka? 
 

BF: Ein Bruder und eine Schwester sind verstorben, die restlichen Familieangehörigen leben noch in Sri Lanka. 
 

VR: Wo in Sri Lanka leben diese? 
 

BF: Ich habe keinen Kontakt mehr mit meinem Vater. Mit meiner Mutter und Schwester habe ich noch Kontakt, 
aber die genaue Adresse weiß ich nicht. Sie wohnen in XXXX. 
 

VR: Wo ist Ihr Vater, warum haben Sie keinen Kontakt zu ihm? 
 

BF: Seit den letzten Problemen sind mehrere Tamilen vermisst und getötet worden. Seither habe ich keinen 
Kontakt mehr. Meine Mutter und meine Schwester haben meinen Vater auch nicht mehr gesehen. 
 

VR: Was meinen Sie mit "den letzten Problemen"? 
 

BF: Seit November 2009, meine ich damit. Seither wird mein Vater vermisst. 
 

VR: Was ist November 2009 passiert? 
 

BF: November 2009 gab es Probleme zwischen dem Militär und LTTE-Angehörigen. Während dieser Zeit 
wurden mehrere Personen vermisst und getötet. 
 

VR: Haben Sie in Sri Lanka gearbeitet? 
 

BF: Nein, ich habe nicht gearbeitet. Mein Vater war Bauer und ich habe ihm geholfen. 
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VR: Haben Sie noch weitere Verwandte in Sri Lanka? 
 

BF: Ja, ich hatte mehrere Verwandte. Jetzt habe ich noch einige Verwandte dort. Diese sind alle im Camp. 
 

VR: Wo sind Ihre Verwandten? 
 

BF: In XXXX. 
 

VR: Um welche Verwandte handelt es sich dabei? 
 

BF: Ich habe Kontakt mit der Tante mütterlicherseits. Und einige Cousins von mir. Meine Tante und meine 
Cousins sind in dem Camp in XXXX. 
 

VR: Warum sind diese im Camp? 
 

BF: Nach diesen Kriegszeiten hat das Militär die tamilischen Leuten in ein Camp gebracht und sie leben noch 
immer dort. 
 

VR: Haben Sie immer in XXXX gelebt, bis zu Ihrer Ausreise? 
 

BF: Ich bin bis 1999 in XXXX aufhältig gewesen. 1999 wurde ich durch die Polizei und das Militär verhaftet. 
Das war im März 1999. Im Februar oder März 2002 bin ich von dort weggelaufen. 
 

VR: Wo haben Sie dann nach der Flucht gewohnt? 
 

BF: In XXXX. 
 

VR: Wann haben Sie Sri Lanka verlassen? 
 

BF: Im November 2004. 
 

VR: Warum haben Sie Sri Lanka verlassen? 
 

BF: Ich habe mit meinen Eltern in XXXX gewohnt. 1999 wurde ich durch das Militär und die Polizei verhaftet. 
Über 2 Jahre lang wurde ich eingesperrt und misshandelt. Endlich, während des Buddha-Festivals 2002, bin ich 
von dort weggelaufen. Dann bin ich zusammen mit einem Freund von mir nach XXXX gegangen. Dort habe ich 
bei meinem Freund gewohnt. XXXX ist ein Gebiet der LTTE. Mein Freund und ich haben an der Ostseite von 
XXXX gelebt. Der Parteichef für diese Ortschaften war XXXX. Das Oberhaupt der LTTE war XXXX (BF 
schreibt XXXX). Mitte 2004 gab es eine Spaltung in der Partei. XXXX und XXXX haben sich geteilt. Sie haben 
gegeneinander gekämpft. Die Familie von meinem Freund hat XXXX unterstützt. Die Angehörigen von XXXX 
sind in dieses Gebiet gekommen und haben mehrere Leute von XXXX umgebracht. Der Bruder von meinem 
Freund hat in Colombo gewohnt und wir sind während dieses Problems nach Colombo gegangen. Einen Monat 
vor meiner Ausreise haben LTTE-Angehörige meinen Freund ermordet. Ich konnte nicht in mein Haus 
zurückgehen, weil ich einmal von der Polizei und dem Militär verhaftet worden war. Nach Colombo kamen die 
LTTE-Angehörigen auch und haben sogar meinen Freund umgebracht. Ich konnte mich in Colombo auch nicht 
versteckt halten. Es war gefährlich für mich, mich in Colombo aufzuhalten. Der Bruder von meinem Freund hat 
für mich die Ausreise organisiert. Er heißt XXXX. 
 

VR: Warum wurden Sie 1999 verhaftet? 
 

BF: Das war in XXXX. Das Dorf war unter der Kontrolle der LTTE und dann wurde es durch das Militär von 
der Luft und vom Boden aus angegriffen. Nach diesem Angriff wurden alle Jugendlichen vom Dorf vom Militär 
festgenommen. Es waren ca. 30 bis 40 junge Leute, Frauen und Männer. Sie hatten den Verdacht, dass die 
jungen Leute der LTTE geholfen hatten. 
 

VR: Haben Sie der LTTE geholfen? 
 

BF: Nein. 
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VR: Wohin wurden Sie gebracht, als Sie vom Militär mitgenommen wurden? 
 

BF: Sie haben uns festgenommen und in den Wald gebracht. Später wurden wir nach XXXX gebracht. 
 

VR: Wie lange waren Sie dann in XXXX? 
 

BF: Bis 2002. 
 

VR: Wie viele Jahre? 
 

BF: Über 2 Jahre. 
 

VR: Wo wurden Sie in XXXX festgehalten? 
 

BF: Das ist ein Militärlager, dort gab es ein Militärgefängnis. In der Nähe des Waldes. 
 

VR: Wie viele Personen wurden dort festgehalten? 
 

BF: Da waren mehrere Leute, ich weiß nicht genau, wie viele. 
 

VR: Wurden alle Jugendliche aus Ihrem Dorf so lange wie Sie festgehalten? 
 

BF: Die Frauen haben sie schon nach ein paar Tagen freigelassen. 
 

BF korrigiert bei Übersetzung: Ich weiß nicht genau, ob sie freigelassen wurden. Ich weiß nicht genau, was mit 
ihnen passiert ist. 
 

VR: Bei diesem Angriff wurden vom Militär danach Mädchen und Burschen festgenommen? 
 

BF: Ja. 
 

VR: Kannten Sie die Mädchen, die mitgenommen wurden? 
 

BF: Ja, ich kannte die Mädchen, sie gehörten zu meinem Dorf. Aber was später passierte, weiß ich nicht. 
 

VR: Was ist damals, als Sie mitgenommen wurden, mit Ihren Schwestern und Ihrem Bruder passiert? 
 

BF: Während dieser Unruhen sind mein Bruder und eine Schwester von mir getötet worden. Auch viele andere 
Leute. 
 

VR: Was ist mit Ihrer 2. Schwester passiert? 
 

BF: Meiner anderen Schwester ist nichts passiert. 
 

VR: Ist sie mit Ihrer Mutter im Dorf geblieben? 
 

BF: Ja. 
 

VR: Was ist mit den Burschen, die festgenommen wurden, weiter passiert? Waren diese weiterhin mit Ihnen in 
diesem Gefängnis? 
 

BF: Sie waren auch mit mir in dem gleichen Gefängnis, aber in verschiedenen Zimmern. In meiner Zelle waren 
wir 3 Burschen, mit den restlichen hatte ich keinen Kontakt. 
 

VR: Wie viele Mädchen und wie viele junge Männer wurden damals mitgenommen? 
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BF: Genau weiß ich es nicht, insgesamt waren es ca. 30 bis 40 Jugendliche. 
 

VR: Wer waren die 2 anderen, mit denen Sie festgehalten wurden? 
 

BF: Der eine war mein Freund, mit dem ich nach XXXX geflüchtet bin. Der andere ist auch mit uns nach XXXX 
geflüchtet, aber er ist dann in XXXX zu jemand anderem gegangen. Ich bin zusammen mit meinem Freund zu 
seinem Haus gegangen. 
 

VR: Wie heißen die beiden jungen Männer, mit denen Sie festgehalten wurden? 
 

BF: XXXX und der 2. hieß XXXX, den Nachnamen weiß ich nicht. 
 

VR: Welcher war der Freund, bei dem Sie in XXXX gewohnt haben? 
 

BF: XXXX. 
 

VR: Waren diese beiden auch aus XXXX? 
 

BF: XXXX war nicht aus XXXX, er war von XXXX. Der 2. war von XXXX. 
 

VR: Warum war Ihr Freund XXXX in diesem Gefängnis? 
 

BF: XXXX kannte ich von früher, aber XXXX traf ich erst im Gefängnis. 
 

VR: Warum war XXXX im Gefängnis? 
 

BF: Er wurde wegen des Verdachts des Militärs festgenommen. Ich weiß nicht genau, warum. Er wurde in 
einem anderen Ort festgenommen. 
 

VR: Wo wurde er festgenommen? 
 

BF: Das weiß ich auch nicht, ich habe ihn erst im Gefängnis getroffen. 
 

VR: Waren Sie die ganze Zeit mit diesen 2 Personen im gleichen Raum eingesperrt? 
 

BF: Ja. 
 

VR: Wurden die Mädchen aus Ihrem Dorf auch in dieses Gefängnis gebracht? 
 

BF: Nein, dort waren keine Mädchen, nur Burschen waren in diesem Gefängnis. 
 

VR: Wie viele Zellen bzw. Räume hatte dieses Gefängnis ungefähr? 
 

BF: Ich weiß nicht genau. Ich denke, ca. 30 bis 40 Räume. 
 

VR: Wo in dem Gefängnis befand sich Ihr Zimmer? 
 

BF: Es gab keine Zellennummern. Zu beiden Seiten waren auch solche Räume. 
 

VR: Können Sie das Gefängnis ungefähr aufzeichnen und einzeichnen, wo Ihre Zelle war? 
 

BF: Es war mir nicht erlaubt, herumzuschauen. Wir kamen immer nur in diese Zelle hinein. 
 

BF zeichnet eine Skizze auf ein Blatt Papier (Beilage ./B). 
 

VR: Was Sie aufgezeichnet haben, stellt das das gesamte Gebäude dar oder nur einen Teil? 
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BF: Das ist nicht das gesamte Gebäude, nur ein Teil, soviel ich sehen konnte, ich habe nicht viel gesehen. Aber 
gehört habe ich viel. Es könnte noch viel größer gewesen sein. 
 

VR: Wie viele Stockwerke hatte das Gebäude? 
 

BF: Es war ebenerdig. So groß wie ein Lager. 
 

VR: War es ein Gebäude oder mehrere? 
 

BF: Es hat ausgesehen wie eine Ruine. Ich weiß nicht, ob es mehrere Gebäude waren. Aus dieser Art Ruine 
wurden mehrere Zellen gemacht. Ich konnte einige Zellen sehen, aber ich konnte nicht sehen, wie es genau 
aussah. 
 

VR: Hatte Ihre Zelle ein Fenster? 
 

BF: Nein, nur vorne eine Tür. Es hatte kein Fenster. 
 

VR: Wie war der Tagesablauf in diesem Gefängnis? 
 

BF: Es gab keinen richtigen Tagesablauf. Sie kamen immer wieder und haben uns geschlagen und gingen 
wieder. Es gab eine Toilette um die Ecke. Das Essen war auch nie regelmäßig, manchmal gab es eine Mahlzeit 
am Tag, manchmal 2. Manchmal kamen sie um 10h, dann um 12h. 
 

VR: Wo war die Toilette genau? Können Sie diese auf der Skizze einzeichnen? 
 

BF zeichnet dies ein. 
 

VR: Befand sich die Toilette in Ihrer Zelle oder außerhalb? 
 

BF: In der Zelle. 
 

VR: Woher wussten Sie, um welche Uhrzeit man Ihnen das Essen brachte? Hatten Sie eine Uhr? 
 

BF: Ich habe gefühlsmäßig geschätzt, vom Sonnenaufgang her, etc. 
 

VR: Wo konnten Sie sich waschen? 
 

BF: In dieser Toilette gab es alles, manchmal ist Wasser gekommen, manchmal nicht. Eine Dusche befand sich 
nicht dort. 
 

VR: Gab es ein Waschbecken, wo haben Sie sich gewaschen? 
 

BF: Es gab kein Waschbecken, aber es gab einen Wasserhahn mit Wasserablauf. Der Wasserhahn kam aus der 
Wand. 
 

VR: Welche Kleidung hatten Sie dort an? 
 

BF: Das Gewand, das ich bei der Festnahme anhatte. Die Militärangehörigen haben uns auch alte Gewänder 
gegeben. 
 

VR: Konnten Sie auch ab und zu die Zelle verlassen? 
 

BF: Es gab keine Möglichkeit, die Zelle zu verlassen. 
 

VR: Sie waren in den 2 Jahren nie im Freien? 
 

BF: Die ganzen 2 Jahre war ich in dieser Zelle. 
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VR: Sie haben die Zelle nie verlassen? 
 

BF: Bis zu meiner Flucht war ich in dieser Zelle. 
 

VR: War die Tür immer verschlossen? 
 

BF: Die Tür hatte Stahlgitter und es war immer zugesperrt. 
 

VR: Sie haben vorher gesagt, Sie haben viel gehört, was meinen Sie damit? Was haben Sie gehört? 
 

BF: Tag und Nacht habe ich das Geschrei von anderen Zimmern gehört. Ich habe auch Schläge gehört. 
 

VR: Wie alt waren Ihre Mitinsassen? 
 

BF: XXXX war so alt wie ich. XXXX war ca. 5 oder 6 Jahre älter als ich. 
 

VR: Sind die beiden verheiratet? 
 

BF: XXXX war verheiratet. XXXX war nicht verheiratet. 
 

VR: Worüber haben Sie sich mit den beiden unterhalten, die 2 Jahre im Gefängnis? 
 

BF: Da war keine richtige Konversation. Immer wieder kam das Militär und hat uns geschlagen. Wir haben uns 
gegenseitig nach den Schlägen massiert oder geholfen. Wir hatten oft Schmerzen. Wir haben gesagt, sollte der 
richtige Tag kommen, werden wir flüchten. Geplant war das nicht. Wir haben nicht wirklich geredet. 
 

VR: Was wissen Sie sonst von XXXX? 
 

BF: Er hat einen Bruder. Dieser lebt in Colombo. Er hat Eltern, diese wohnen in XXXX, zusammen mit einer 
Schwester. 
 

VR: Was hat XXXX gearbeitet? 
 

BF: Er war auch Bauer. 
 

VR: Wie sind Sie aus diesem Gefängnis geflüchtet? 
 

BF: Während des Buddha-Festivals waren nur wenige Militärwachpersonen im Einsatz. Im Gefängnis waren 
auch andere LTTE-Angehörige eingesperrt. Diese haben es geschafft, rauszukommen und haben die Wachposten 
getötet. Diese haben die anderen Insassen freigelassen und die Türen kaputt gemacht. 
 

VR: Alle Insassen wurden von den LTTE-Leuten freigelassen? 
 

BF: Ich weiß es nicht genau, aber rund um meine Zelle waren noch ca. 10 Zellen. Von all diesen haben sie die 
Türen kaputt gemacht. Ich kam raus und bin davon gelaufen. 
 

VR: Wie konnten diese die Türen mit Stahlgittern zerstören? 
 

BF: Sie haben nicht die Türen kaputt gemacht. Die Türen waren verschlossen mit Ketten und Schlössern. Diese 
Schlösser haben sie kaputt gemacht. 
 

VR: Woher wissen Sie, dass diese LTTE-Leute das Wachpersonal getötet haben? 
 

BF: Die Personen, die uns befreit haben, haben gesagt, auf der Seite gebe es kein Wachpersonal, weil sie diese 
getötet hätten und dorthin könnten wir flüchten. 
 

VR: Wohin sind Sie dann von Ihrer Zelle aus gelaufen? 
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BF: Sie haben uns Einweisungen von den Zellen aus zum Wald gegeben. Vom Wald dann später zu einer Straße. 
 

VR: Habe ich das richtig verstanden, dass die LTTE-Angehörigen Sie aus Ihrer Zelle und aus dem Gefängnis 
weggelotst haben? 
 

BF: Ja. 
 

VR: Können Sie den Fluchtweg in der Skizze einzeichnen? 
 

BF zeichnet den Fluchtweg ein. 
 

VR: Gab es eine Tür ins Freie neben Ihrer Zelle? 
 

BF: Da war eine kleine Veranda und durch diese bin ich dann ins Freie gelangt. 
 

VR: Alle anderen Insassen sind auf dem gleichen Weg geflüchtet? 
 

BF: Vor uns war waren ein paar Leute und hinter uns auch. Wir 3 sind zusammen geblieben. 
 

VR: Wissen Sie, wie viele LTTE-Leute das waren, die das Wachpersonal überwältigt haben und Ihnen zur 
Flucht verholfen haben? 
 

BF: Ich weiß das nicht genau. Da waren 2, die unser Türschloss kaputt gemacht haben. 
 

VR: Wie gelang es diesen LTTE-Angehörigen, sich selbst zu befreien und das Wachpersonal zu töten? 
 

BF: Das weiß ich nicht genau. Dafür hatte ich keine Zeit. 
 

VR: Hat sich das ganze am Abend oder untertags abgespielt, oder wann? 
 

BF: Es war in der Nacht. 
 

VR: Wie viel Wachpersonal gab es in diesem Gefängnis? 
 

BF: Ich weiß es nicht genau, ich konnte nur die sehen, die zu uns gekommen sind. 
 

VR: Konnten Sie aus der Tür der Zelle hinausschauen? 
 

BF: Es war ein Stahlgitter, so konnte ich hinausschauen. Es war keine Tür wie im Verhandlungssaal. 
 

VR: Warum haben die LTTE-Leute alle Insassen befreit? 
 

BF: Die LTTE-Angehörigen waren auch als Gefangene dort. Ich denke, weil wir alle tamilische Leute waren, 
deshalb haben sie uns geholfen, zu flüchten. 
 

VR: Was ist das in der Mitte auf Ihrer Skizze, ist das ein Raum oder worum handelt es sich dabei? 
 

BF: Das war freier Raum. 
 

VR: War das im Freien oder überdacht? 
 

BF: Das war im Freien, ohne Dach. 
 

VR: Haben Sie also von der Zelle ins Freie gesehen? 
 

BF: Ja, ich konnte in den freien Himmel hinaufschauen. 
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VR: Wohin sind Sie dann geflüchtet? 
 

BF: Wir sind durch den Wald gelaufen, bis in der Früh. Dann endlich kamen wir zu einer Straße. Mit einem 
Lastwagen (Gemüsetransportwagen) sind wir weitergefahren nach XXXX. 
 

VR: Wurden Sie vom Militär auf Ihrer Flucht verfolgt? 
 

BF: Ich habe kein Militär getroffen, aber sicher hat man uns gesucht. 
 

VR: Ist Ihnen direkt bei der Flucht jemand nachgelaufen bzw. wurden Sie verfolgt? 
 

BF: Das war in der Nacht, wir sind davon gelaufen und haben niemand gesehen. 
 

VR: Wussten die Militärangehörigen, wer Sie sind? 
 

BF: Ja, sicher. 
 

VR: Woher? 
 

BF: Sie haben uns verhaftet und gleich zu unserer Identität befragt. 
 

VR: Gab es ein Gerichtsverfahren gegen Sie? 
 

BF: Nein. Ich weiß nicht, ich war nie bei Gericht. 
 

VR: Wie lange haben Sie sich dann in XXXX aufgehalten? 
 

BF: Von Anfang 2002 bis Juni/Juli 2004. 
 

VR: Warum sind Sie von dort weggegangen? 
 

BF: Es gab dort Probleme zwischen der XXXX-Partei und der XXXX-Partei. Dort, wo ich gewohnt habe, die 
Familie hat XXXX unterstützt, deshalb gab es Probleme. 
 

VR: Hatten Sie konkret Probleme in XXXX? 
 

BF: Ich habe bei XXXX gewohnt und war immer bei ihm. Er hat die XXXX-Partei unterstützt, deshalb hatten 
sie mich auch verdächtigt, die XXXX-Partei zu unterstützen. 
 

VR: Wer hat Sie dessen verdächtigt? 
 

BF: Die LTTE-Partei kam immer in diese Ortschaft und hat die XXXX-Partei-Angehörigen getötet. Aus Angst 
um unser Leben haben wir XXXX verlassen und gingen zum Bruder meines Freundes. 
 

VR: Haben Sie die XXXX-Partei unterstützt? 
 

BF: Nein. 
 

VR: Was ist in Colombo passiert, warum sind Sie nicht dort geblieben? 
 

BF: In Colombo wurde mein Freund XXXX durch LTTE-Angehörige getötet. Dadurch habe ich auch Angst um 
mein Leben gehabt. Ich konnte nicht nach XXXX zurückgehen. Dort war ich 2 Jahre lang vom Militär 
eingesperrt. 
 

VR: Von wem wurde XXXX getötet? 
 

BF: Durch die LTTE. 
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VR: Woher wissen Sie das? 
 

BF: XXXX hat die XXXX-Partei unterstützt, deshalb war er von Seite der LTTE in Gefahr. Kein anderer, außer 
der LTTE-Partei, hätte ihm etwas antun können. Ich vermute, dass es die LTTE war. 
 

VR: Wie wurde er umgebracht? 
 

BF: Er wurde erschossen. 
 

VR: Wo genau wurde er erschossen? 
 

BF: Er ist aus dem Haus gegangen und unterwegs hat man ihn ermordet. 
 

VR: Waren Sie dabei, als er ermordet wurde? 
 

BF: Nein. 
 

VR: Wie haben Sie davon erfahren? 
 

BF: Wir waren zusammen im Haus und dann ging er hinaus. Nach 5 Minuten haben wir Stimmen gehört. Später 
sind wir ihn suchen gegangen. Dann haben wir ihn tot aufgefunden. 
 

VR: Was genau hat XXXX für die XXXX-Partei gemacht? 
 

BF: XXXX hat Angehörige der XXXX-Partei getroffen, mit ihnen geredet und ging in ihr Büro. Er war eine 
Person, die das Vertrauen der XXXX-Partei genoss. 
 

VR: Für wen war er vor der Spaltung tätig? 
 

BF: Früher waren sie ja zusammen als LTTE-Partei. XXXX war immer für XXXX, denke ich. 
 

VR: Was würde geschehen, wenn Sie nach Sri Lanka zurückkehren müssten? 
 

BF: Ich bin XXXX geboren, während der Kriegszeit. Seither habe ich nur Probleme in meinem Land gehabt. Ich 
habe nie Freude in meinem Land gehabt. Sie haben mich eingesperrt, misshandelt und meine Zukunft zerstört. 
Ich kann nicht einmal daran denken, dass ich wieder nach Hause gehe. Sicher werde ich vom Militär und der 
Polizei wieder festgenommen, weil ich damals vom Gefängnis geflüchtet bin. Das ist eine große Sache. 
 

VR: Wo in Colombo haben Sie gewohnt? Können Sie die Adresse aufschreiben? 
 

BF: XXXX. 
 

VR: Waren Sie politisch aktiv in Sri Lanka? 
 

BF: Nein. 
 

VR: Sie haben zu Beginn diese Probleme im November 2009 erwähnt, wo Ihr Vater verschwunden ist. Was ist 
da genau passiert? 
 

BF: Da gab es Probleme zwischen dem Militär und der LTTE-Partei. Das Militär hat alle tamilischen Leute in 
Lager gebracht und mehrere wurden während dieser Zeiten vermisst oder getötet. Überall in den Zeitungen stand 
das. 
 

VR: Der Krieg war damals aber schon vorbei. 
 

BF: Der letzte Krieg hat Anfang 2009 begonnen und dauerte bis November 2009. Während dieser Zeit sind 
mehrere Leute verschwunden, ich weiß auch nicht genau, wann das alles passiert ist. Ich weiß nur, dass mein 
Vater nicht mehr gefunden wurde. 
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VR: War Ihr Vater politisch aktiv? 
 

BF: Nein. Er war nur Bauer. 
 

VR an BFV: Sie haben nun die Möglichkeit, Fragen zu stellen. 
 

BFV: Wie groß war die Zelle? 
 

BF: Ca. die Hälfte des Verhandlungssaals. 
 

VR: Mit oder ohne Toilette? 
 

BF: Mit Toilette. Diese war in einer Ecke. 
 

BFV: Befand sich die Zelle auch unter freiem Himmel? 
 

BF: Über den Zellen war ein Dach. 
 

BFV: Wurden Sie in dieser Zelle also ständig beobachtet? 
 

BF: Vor den Zellen war dieser offene Platz, dort war das Wachpersonal immer wieder zur Kontrolle gekommen. 
 

VR: Wie oft war "immer wieder"? 
 

BF: Sie haben die Runde gemacht. 
 

VR: Wie oft ungefähr? 
 

BF: Immer wieder waren sie dort. Manchmal für eine halbe Stunde nicht, aber wir standen immer unter 
Beobachtung. 
 

VR: Wie viele Leute waren das, die diese Runde zusammen gemacht haben? 
 

BF: Manchmal eine Person, manchmal 2. 
 

VR: Diese haben die Runde bei allen Zellen gemacht? 
 

BF: Ja, sie sahen immer wieder in die Zellen rein. 
 

VR: Wie groß war dieser Hof im Freien? 
 

BF: Ca. doppelt so groß wie der Verhandlungssaal (Anmerkung: der Verhandlungssaal ist ca. 20m²). 
 

BFV: Welche Kleidung trugen Sie auf der Flucht? 
 

BF: Ich bin barfuss gelaufen, mit einer kaputten Hose und einem T-Shirt. 
 

VR: Waren Sie immer barfuss in der Zelle? 
 

BF: Wir hatten jeweils ein Paar Schuhe. 
 

VR: Warum hatten Sie die Schuhe nicht bei der Flucht an? 
 

BF: Wir hatten es sehr eilig. Sie hatten schon das Schloss kaputt gemacht und gaben uns den Befehl, zu flüchten. 
Wir hatten keine Zeit, etwas zu suchen und sind einfach weggerannt. 
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BFV: Keine Fragen mehr. 
 

Die Verhandlung wird für 5 Minuten unterbrochen und danach fortgesetzt. 
 

VR: Wie lange waren Sie nach der Flucht in diesem Wald aufhältig, bevor Sie dann weiter geflüchtet sind? 
 

BF: Das war in der Nacht und bis in der Früh sind wir durch den Wald geflüchtet, bis wir an diese Straße kamen. 
 

VR: Wie lange haben Sie sich in dem Wald aufgehalten? Haben Sie dort übernachtet oder sind Sie nur 
durchgelaufen? 
 

BF: Wir sind durchgelaufen, damit wir nicht erwischt werden. 
 

VR: War das Wachpersonal im Gefängnis bewaffnet? 
 

BF: Ja. 
 

VR: Welche Waffen hatten diese? 
 

BF: Große Gewehre, ich weiß nicht genau, welche. 
 

VR: Aus welchem Material waren die Wände der Zellen? 
 

BF: Aus Zement. 
 

BR: Keine Fragen. 
 

Folgende Erkenntnisquellen werden der beschwerdeführenden Partei genannt und erörtert: 
 

Auswärtiges Amt, "Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Demokratischen sozialistischen 
Republik Sri Lanka ", 02.09.2009 
 

UK Home Office, Border & Immigration Agency (BIA), Country of Origin Information Report Sri Lanka, 
18.02.2010 
 

UK Home Office, Border & Immigration Agency (BIA), Operational Guidance Note Sri Lanka, August 2009 
 

US Department of State, Sri Lanka, Country Report on Human Rights Practices - 2008, 11.03.2010 
 

UNHCR, Note on the Applicability of the 2009 Sri Lanka Guidelines, July 2009 
 

Vereinbart wird, dass eine schriftliche Stellungnahme innerhalb einer Frist von 14 Tagen eingebracht wird. 
 

VR fragt den BF, ob er die Dolmetscherin gut verstanden habe; dies wird bejaht." 
 

4. Am 27.04.2010 langte die Stellungnahme des Beschwerdeführers bezüglich der Länderberichte beim 
Asylgerichtshof ein. In dieser wurde kurz zusammengefasst im Wesentlichen folgendes festgehalten: 
 

Hinsichtlich des Berichts des UNHCR vom Juli 2009 wurde vorgebracht, dass dieser für den Beschwerdeführer 
insgesamt relevant sei. Daher sei der Bericht an den wichtigsten Stellen markiert und der Stellungnahme 
beigelegt worden. Bezüglich des Berichtes des Deutschen Auswärtigen Amtes wurde darauf hingewiesen, dass 
in diesem über die schwierige Situation von Binnenflüchtlingen berichtet werde. Eine humanitäre Versorgung 
sei nicht gewährleistet. Neben der aktuellen Judikatur seien Verhältnisse, die jeglicher Lebensgrundlange 
entbehren nicht nur subsidiär schutzrelevant, sondern auch asylrelevant. 
 

Diese Aussagen würden sich auch mit den Ausführungen des UNHCR, Note on the Applicability of the 2009 Sri 
Lanka Guidelines, der hierzu die deutlichsten Aussagen tätigt, decken. Weiters würde in dem Bericht bestätigt 
werden, dass insbesondere die Tamilen großem Druck durch Dritte bzw. durch staatliche Stellen ausgesetzt 
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seien. Der Beschwerführer selbst vermisse seinen Vater seit den "letzten Problemen", wie er in der Verhandlung 
ausgeführt habe. Befürchtet werde, dass er vom Militär bzw. der Polizei in ein Gefängnis gebracht worden sei 
und eventuell sein Leben bereits verloren habe. Wie in diesen Absätzen gezeigt werde, gebe es bei den Aktionen, 
unter anderem gegen Tamilen, kaum richterliche Kontrolle. Das heiße effektiven Schutz bei der Judikative gebe 
es nicht einmal theoretisch. Diese Absätze würden auch die Glaubwürdigkeit des asylrelevanten Vorbringens 
unterstreichen, da bestätigt werde, dass Tamilen nahezu generell als Unterstützer von LTTE-Rebellen angesehen 
werden würden. Trotz des internationalen politischen Drucks auf die Regierung Sri Lankas sei diese offenbar 
nicht bloß mangelhaft fähig, sondern auch unwillig, gegen die Menschenrechtsverletzungen effektiv vorzugehen. 
Es ergebe sich der Anschein, die Bemühungen der Sicherheitskräfte würden sich auf die Verfolgung von 
tatsächlichen Rebellen und Personen, die als solche verdächtigt werden, reduzieren. Weiters werde in dem 
Bericht die systematische Verfolgung von Tamilen bestätigt. Dies sei für den Beschwerdeführer insbesondere 
relevant, da er bereits in Haft gewesen sei. Wie er angegeben habe, seien ihm bereits damals bei der Inhaftierung 
die Identitätsdaten abgenommen worden. Die Tamilen seien weiters leicht als solche identifizierbar und damit 
Repressalien ausgesetzt. Als Tamile sei man automatisch dem Risiko von willkürlichen Verhaftungen 
ausgesetzt, die einer richterlichen Kontrolle weitgehend entzogen seien. Relevant sei für die aktuelle Situation 
des Beschwerdeführers, dass sich seit den Kampfhandlungen die Situation keineswegs verbessert habe. Der 
Beschwerdeführer würde mit großer Wahrscheinlichkeit erneut inhaftiert werden. Wenn der Betreffende bereits 
im Verdacht der LTTE-Nähe gewesen sei, müsse man damit rechnen, dass er mit dieser Anschuldigung erneut 
konfrontiert werde. Die Registrierungspflicht stelle für die Verfolgten ein großes Problem dar und eine 
innerstaatliche Fluchtalternative sei dadurch de facto ausgeschlossen. Außerdem würden sich die Ausführungen 
über Strafverfolgungs- und Strafzumessungspraxis mit den Aussagen des Beschwerdeführers decken, da dieser 
nie ein Gericht gesehen habe, sondern einfach willkürlich auf unbestimmte Zeit und unter unmenschlichen 
Bedingungen inhaftiert gewesen wäre. Weiters würden ihm im Falle der Rückkehr drakonische Strafen drohen. 
Ein weiterer wichtiger Punkt sei, dass Rückkehrer mit Erpressung seitens der Rebellen konfrontiert werden 
würden. Wie der Bericht bestätigt habe, hätte sich dies in jüngster Zeit zugetragen. Die LTTE sei energisch 
bemüht, ihre Macht mit allen Mitteln zurückzubekommen. Der Beschwerdeführer habe noch Familienangehörige 
in der Heimat, weshalb seine Rückkehr nicht nur ihn persönlich, sondern alle noch lebenden Familienmitglieder 
real gefährden würde. Weiters bestehe im Land keine Bewegungsfreiheit und damit verbunden die bereits 
erwähnte Nichtexistenz einer innerstaatlichen Fluchtalternative. Es herrsche eine generelle Ignoranz der 
Regierung gegenüber Menschenrechten. Der Beschwerdeführer könne seitens der Regierung nicht auf eine 
Entschädigung oder Rehabilitierung hoffen. Schließlich würden die Berichte zur Folter die Glaubwürdigkeit des 
Beschwerdeführers bestätigen. Extralegale Tötungen durch Sicherheitskräfte könnten als Faktum angenommen 
werden. Der Beschwerdeführer wäre dieser Gefahr als ehemaliger Inhaftierter insbesondere ausgesetzt. Auch der 
Vater des Beschwerdeführers sei gegenwärtig vermisst und angesichts der Berichte zu den extralegalen 
Hinrichtungen sei das Schlimmste zu befürchten. Wie sich aus den Berichten zur Lage der Rückkehrer ergebe, 
würden häufig durch die persönliche Situation als Rückkehrer neue asylrelevante Probleme entstehen. Die 
Berichte würden davon sprechen, dass abgeschobene Tamilen unmittelbar in Haft genommen werden könnten. 
Auf ein soziales Netz im Sinne einer effektiven Hilfeleistungsfähigkeit könne der Beschwerdeführer nicht 
hoffen. 
 

Im Hinblick auf den Bericht der UK Border Agency Operational Guidance Note wurde festgehalten, dass dieser 
Report sich in weiten Teilen mit dem Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes decken würde. Es werde in 
diesem Bericht auch von aktuellen Festnahmen von Tamilen gesprochen. Tötungen und Folterungen seien 
alltäglich und es gebe keinen Zugang zu einem fairen Verfahren. Kidnapping von solchen, die als Rebellen 
verdächtig wären, sei weiterhin ein Problem. Insbesondere seien davon Tamilen betroffen. Eine seit August 2008 
geltende Regelung erlaube weiters eine 18-monatige Inhaftierung ohne Gerichtsverfahren. Wer seine Identität 
nicht nachweisen könne, werde leicht inhaftiert. Junge Tamilen seien daher ständig von Inhaftierungen bedroht. 
Der Beschwerdeführer müsste seine Identität verbergen, da er als ein früherer Gefängnisinsasse, der entflohen 
sei, registriert sei. Mit der Nichtpreisgabe der Identität sei aber alleine schon die Gefahr der Inhaftierung 
verbunden. 
 

In Folge wurde noch auf den Bericht des US Department of State 2009 Human Rights Report Sri Lanka 
hingewiesen, welcher im Wesentlichen im Einklang mit den anderen Berichten stehen würde. 
 

Letztendlich wurde noch stichwortartig auf die auf den Beschwerdeführer zukommenden Probleme in Sri Lanka 
hingewiesen, wie Einreise nach Sri Lanka über den Colombo Airport, Diskriminierung der Ethnie der Tamilen, 
Polizei, Paramilitär und Militärkontrollen, LTTE, Menschenrechtsverletzungen, Folter und das Recht, sich frei 
zu bewegen. Ferner wurde ausgeführt, dass aus den Berichten insgesamt hervorgehe, dass die Tamilen 
asylrelevanter Verfolgung ausgesetzt seien. Dies betreffe insbesondere junge Personen, aber auch solche 
Personen, welche bereits im Gefängnis gewesen seien. Dass die Identität des Beschwerdeführers den Behörden 
bekannt sei, habe er nachvollziehbar darlegen können und wäre in der mündlichen Beschwerdeverhandlung auch 
nicht in Zweifel gezogen worden. Weiters würden das Wohlverhalten in Österreich verbunden mit den 
ernsthaften und erfolgreichen Integrationsbemühungen und der Erwerbstätigkeit für die persönliche 
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Glaubwürdigkeit des Beschwerdeführers sprechen. Insgesamt habe der Beschwerdeführer die gegen ihn 
gerichtete Verfolgung und deren Gründe schlüssig darlegen können. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

1.1. Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger von Sri Lanka und Angehöriger der tamilischen Volksgruppe, 
welche die Minderheitsbevölkerung in Sri Lanka darstellt. Seine Identität wird entsprechend seinen Angaben 
dem Verfahren zu Grunde gelegt. 
 

1.2. Die vom Beschwerdeführer vorgebrachten Fluchtgründe werden der Entscheidung mangels 
Glaubwürdigkeit nicht zugrunde gelegt. Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer in seinem 
Heimatland aus asylrelevanten Gründen verfolgt bzw. mit dem Leben bedroht wäre. 
 

1.3. Zur Lage in Sri Lanka werden aufgrund der in der Verhandlung vorgehaltenen, dem Parteiengehör 
unterworfenen Quellen nachfolgende Feststellungen getroffen: 
 

Am 19. Mai 2009 erklärte der Präsident von Sri Lanka, Mahinda Rajapaksa, den Sieg der Regierungstruppen 
über die LTTE und den Krieg für beendet. Gegen beide Seiten des Konflikts wird der Vorwurf schwerster 
Menschenrechtsverbrechen erhoben. Präsident Rajapaksa ist bei den Präsidentschaftswahlen im Jahr 2010 mit 
deutlicher Mehrheit wieder gewählt worden. 
 

Die Vertriebenen aus dem früheren LTTE-Gebiet wurden in Lagern untergebracht, wo eine Registrierung aller 
noch nicht registrierter Tamilen erfolgen sollte. In der Zwischenzeit wurden bereits über 170.000 Personen aus 
den Lagern entlassen und konnten in ihre Heimatgebiete zurückkehren bzw. an anderen Orten untergebracht 
werden. Die Sicherheitslage hat sich verbessert, der Ausnahmezustand bleibt aber bestehen. Das verschärfte 
Notstandsrecht gibt den Sicherheitsbehörden weitgehende Eingriffsrechte und erlaubt nur noch sehr 
eingeschränkte richterliche Kontrolle. Es kommt weiterhin zu einer Vielzahl von Menschenrechtsverletzungen 
durch die Sicherheitskräfte, aber auch durch Dritte (v.a. LTTE-Zellen sowie mit der Regierung kollaborierende 
paramilitärische Gruppen). Besonderem Druck ist die tamilische Bevölkerungsgruppe ausgesetzt, da deren 
Angehörige häufig unter den Generalverdacht gestellt werden, dass sie LTTE-Rebellen unterstützen. Tamilen 
werden aber nicht allein aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit systematisch verfolgt. 
 

Ein Asylantrag im Ausland begründet in der Regel noch keinen Verdacht, der LTTE nahezustehen. Rückkehrer, 
die aus den nördlichen oder östlichen Landesteilen stammen und sich nun erstmals in Colombo oder dem Süden 
niederlassen wollen, müssen indes einen Anfangsverdacht und ein entsprechendes Misstrauen bis zu Schikanen 
durch die Sicherheitsorgane gegenwärtigen. Laut UNHCR steht Tamilen aus dem Norden und dem Osten des 
Landes nach wie vor keine innerstaatliche Fluchtalternative zur Verfügung. 
 

Rückkehrende Asylbewerber sind in der Anfangsphase aufgrund der Spannungslage und der o.g. bürokratischen 
Schwierigkeiten weitgehend auf die Hilfe von Familienangehörigen oder Freunden angewiesen. Ohne solche 
Unterstützung ist es für Rückkehrer schwierig, in angemessener Zeit eine neue Arbeit zu finden und wieder 
sozial in Sri Lanka Fuß zu fassen. 
 

2. Diese Feststellungen gründen sich auf folgende Beweiswürdigung: 
 

2.1 Der Asylgerichtshof hat durch Einsichtnahme in den vorliegenden Verwaltungs- und Gerichtsakt sowie 
durch die am 13.04.2010 durchgeführte mündliche Verhandlung Beweis erhoben. 
 

2.2. Die Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers ergeben sich aus der Einvernahme vor dem 
Bundesasylamt und den Ausführungen in der Verhandlung im Einklang mit dem Akteninhalt. 
 

2.3. Die Aussage des Asylwerbers stellt im Asylverfahren zweifellos das Kernstück dar. Hierbei ist es nach 
Ansicht des VwGH Sache des Asylwerbers, entsprechende, seinen Antrag untermauernde 
Tatsachenbehauptungen aufzustellen und diese glaubhaft zu machen. 
 

Die Behörde kann einen Sachverhalt grundsätzlich nur dann als glaubwürdig anerkennen, wenn der Asylwerber 
während des Verfahrens vor den verschiedenen Instanzen im Wesentlichen gleich bleibende Angaben macht, 
wenn diese Angaben wahrscheinlich und damit einleuchtend erscheinen und wenn erst sehr spät gemachte 
Angaben nicht den Schluss aufdrängten, dass sie nur der Asylerlangung dienen sollten, der Wirklichkeit aber 
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nicht entsprechen. Als glaubwürdig könnten Fluchtgründe im Allgemeinen nicht angesehen werden, wenn der 
Asylwerber die nach seiner Meinung einen Asyltatbestand begründenden Tatsachen im Laufe des Verfahrens 
unterschiedlich oder sogar widersprüchlich darstellt, wenn seine Angaben mit den der Erfahrung entsprechenden 
Geschehnisabläufen nicht vereinbar und daher unwahrscheinlich erscheinen oder wenn er maßgebliche 
Tatsachen erst sehr spät im Laufe des Asylverfahrens vorbringt (VwGH 06.03.1996, Zl. 95/20/0650). 
 

2.4. Der erkennende Gerichtshof geht aufgrund des Eindrucks in der mündlichen Verhandlung und aufgrund 
einer Gesamtschau des Akteninhaltes davon aus, dass der vom Beschwerdeführer angegebene Fluchtgrund nicht 
den Tatsachen entspricht; dies aus folgenden näheren Erwägungen: 
 

Im Gegensatz zu den Ausführungen in der Stellungnahme zu den Länderberichten kann weder auf Basis der 
Quellenlage eine allgemeine Verfolgung von Angehörigen der Tamilen allein aufgrund ihrer ethnischen 
Zugehörigkeit in Sri Lanka angenommen werden (vgl. dazu auch VG Saarlouis Urteil vom 26.11.2009, 5 K 
1154/07 mit Verweis auf Urteil des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen vom 29.04.2009, 3 A 
627/07.A) noch hat der Beschwerdeführer eine individuelle Verfolgung plausibel dargelegt. 
 

Die Schilderungen des Beschwerdeführers in den Einvernahmen beim Bundesasylamt und in der Verhandlung 
vor dem Asylgerichtshof wiesen in wesentlichen Punkten Widersprüche auf und erwiesen sich in Gesamtschau 
als nicht stimmig und nicht plausibel. 
 

Zunächst ist auf die widersprüchlichen Angaben des Beschwerdeführers im Hinblick auf seine Zugehörigkeit zur 
LTTE bzw. der XXXX-Gruppe hinzuweisen. So führte der Beschwerdeführer anlässlich seiner 
niederschriftlichen Einvernahme vor der Grenzpolizei Schwechat an, dass er nach seiner Inhaftierung Mitglied 
der LTTE geworden sei. Im Gegensatz dazu erklärte er jedoch bei seiner Einvernahme vor dem Bundesasylamt 
am 29.11.2004, dass er niemals Mitglied in einer Partei oder einer bewaffneten Gruppierung gewesen sei und 
brachte außerdem in der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof explizit vor, dass er niemals der LTTE geholfen 
habe und weiters niemals politisch aktiv gewesen wäre. Diese Aussagen widersprechen wiederum den Angaben 
des Beschwerdeführers in den Einvernahmen vor dem Bundesasylamt am 29.11.2004 und am 16.06.2005, 
wonach er seit dem Jahr 2002 die XXXX-Gruppe unterstützt habe. Vor dem Asylgerichtshof verneinte der 
Beschwerdeführer dagegen ausdrücklich die Frage, ob er selbst die XXXX-Partei jemals unterstützt habe und 
bezog seine Verfolgungsbefürchtungen durch die LTTE lediglich auf die Familie seines Freundes, welche 
XXXX unterstützt hätte. 
 

Weitere Widersprüche ergaben sich in Bezug auf den Zeitpunkt bzw. den Zeitraum der Inhaftierung des 
Beschwerdeführers. Während er nämlich in der Befragung durch die Grenzpolizei Schwechat am 22.11.2004 
aussagte, dass die Armee im Jahr 1999 sein Haus zerstört habe und der Beschwerdeführer danach bis Februar 
2000 eingesperrt worden sei, sprach er in der darauf folgenden Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 
29.11.2004 von einer zweijährigen Inhaftierung und gab dann in der weiteren Einvernahme vor dem 
Bundesasylamt am 16.06.2005 an, dass er im Jahr 2000 inhaftiert worden wäre und zwei Jahre lang in Haft 
gewesen sei. Bei der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof behauptete er wiederum, dass er im Jahr 1999 
verhaftet worden sei und im Februar oder März 2002 aus dem Gefängnis geflüchtet wäre. 
 

Außerdem erscheinen die Angaben des Beschwerdeführers in der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof zur 
Flucht aus dem Gefängnis nicht realitätsnah, da sich nicht nachvollziehen lässt, wie die Mitglieder der LTTE 
sich selbst befreien konnten, wenn alle Zellen mit Stahlgittern verschlossen waren, und dann alle bewaffneten 
Wachmänner töten sowie die Schlösser und Ketten der Türen aller anderen Gefängnisinsassen so einfach 
aufbrechen konnten. Hinzu kommt, dass der Beschwerdeführer seine Flucht in seiner behördlichen Einvernahme 
am 16.06.2005 anders darstellte und dort schilderte, dass während des Buddha-Festes die Wachen vollständig 
betrunken gewesen wären und ihnen deshalb die Flucht gelungen sei. Im Übrigen lassen sich die Beschreibungen 
des Beschwerdeführers in der Beschwerdeverhandlung zum Gefängnis, insbesondere hinsichtlich der Anordnung 
von ungefähr zehn je ca. 10 m² großen Zellen um einen ungefähr 40 m² großen Hof, nicht miteinander in 
Einklang bringen. 
 

Im Hinblick auf den Gefängnisaufenthalt des Beschwerdeführers ist es überdies nicht plausibel, dass er keine 
näheren Angaben über den Grund sowie den Ort der Verhaftung seines Freundes XXXX machen konnte, obwohl 
diese zwei Jahre lang gemeinsam in einer Zelle verbracht haben und davon auszugehen ist, dass sie sich in dieser 
Zeit über derartige Dinge unterhalten haben. Unter diesem Gesichtspunkt wäre generell zu erwarten gewesen, 
dass der Beschwerdeführer mehr über seinen Freund, beispielsweise über dessen persönliche Umstände, erzählen 
konnte, als dies tatsächlich der Fall war. Auch äußerte sich der Beschwerdeführer widersprüchlich zu dem 
Zeitpunkt, zu welchem er seinen Freund kennengelernt hat, da er in der Einvernahme vor dem Bundesasylamt 
am 29.11.2004 erklärte, dass er diesen in Colombo kennengelernt hätte, während er in seinen sonstigen 
Einvernahmen sowie in der Beschwerdeverhandlung aussagte, dass er ihn im Gefängnis kennengelernt habe und 
dann mit ihm gemeinsam geflüchtet sei. 
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Ferner kann aus dem Vorbringen des Beschwerdeführers keine asylrelevante Verfolgung durch die LTTE 
erkannt werden. So führte er in seinem Vorbringen in den Einvernahmen vor dem Bundesasylamt sowie in der 
Verhandlung vor dem Asylgerichtshof keine einzige Bedrohungssituation durch die LTTE an, sondern sprach 
lediglich davon, dass er von der LTTE gesucht bzw. verfolgt worden sei, da er nach der Spaltung der Partei die 
XXXX-Gruppe unterstützt habe. Dieses Vorbringen erweist sich jedoch schon angesichts der zuvor erwähnten 
widersprüchlichen Aussagen des Beschwerdeführers im Hinblick auf seine Zugehörigkeit zur LTTE bzw. der 
XXXX-Gruppe als nicht glaubwürdig. Auch aus der vom Beschwerdeführer vorgebrachten Ermordung seines 
Freundes durch die LTTE in Colombo kann keine asylrelevante Verfolgung des Beschwerdeführers abgeleitet 
werden. Zudem ist auszuführen, dass sich im Rahmen der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof herausstellte, 
dass es sich lediglich um eine Vermutung des Beschwerdeführers handelte, dass sein Freund von der LTTE 
umgebracht wurde. 
 

Was das vom Beschwerdeführer im Rahmen der mündlichen Verhandlung vor dem Asylgerichtshof geschilderte 
Verschwinden seines Vaters anbelangt, so kann auch aus diesem Vorfall im Rahmen der Probleme bzw. 
Kampfhandlungen zwischen dem Militär und der LTTE keine asylrelevante Bedrohung des Beschwerdeführers 
geschlossen werden. 
 

Gesamthaft betrachtet ist daher davon auszugehen, dass das Vorbringen des Beschwerdeführers zu seinen 
Fluchtgründen nicht den Tatsachen entspricht und der Beschwerdeführer in seinem Heimatland keiner 
Verfolgung ausgesetzt war bzw. ihm keine Verfolgung droht. 
 

Der Vollständigkeit halber wird noch dargelegt, dass keine Hinweise hervorgekommen sind, dass der 
Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr in eine existentielle Notlage gelangen könnte, welche ein 
asylrelevantes Ausmaß erreichen könnte. Auch leben Familienangehörige und Verwandte des 
Beschwerdeführers in seinem Heimatland. 
 

2.5. Die Feststellungen zum Herkunftsstaat Sri Lanka gründen sich auf die in der mündlichen Verhandlung 
genannten und dem Parteiengehör unterworfenen sowie als unbedenklich erachteten objektiven und aktuellen 
Quellen, wobei festzuhalten ist, dass sich aus dem Folgebericht des Auswärtigen Amtes von Juni 2010 sogar 
weitere Verbesserungen der Lage in Sri Lanka ergeben haben. Der Beschwerdeführer gab zu den Berichten eine 
schriftliche Stellungnahme ab, welche jedoch keine asylrelevante Verfolgungsgefahr in seinem individuellen 
Fall zu belegen vermochte. 
 

Aus den Länderberichten kann, wie bereits dargelegt, im Gegensatz zu den Ausführungen in der Stellungnahme, 
nicht geschlossen werden, dass Tamilen allein aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit in Sri Lanka 
systematisch verfolgt werden. Auch kann aufgrund der Berichtslage nicht davon ausgegangen werden, dass in 
Sri Lanka eine allgemeine politische Verfolgung aller tamilischen RückkehrerInnen vorliegt. 
 

Im Hinblick auf die weiteren Ausführungen in der Stellungnahme zur allgemeinen Situation in Sri Lanka, 
wonach beispielsweise in Sri Lanka die Menschenrechte nicht geachtet werden würden und insbesondere für 
Tamilen die Situation im Land sehr schwierig sei, ist im Übrigen darauf hinzuweisen, dass dem 
Beschwerdeführer im Rahmen des Verfahrens vor der Verwaltungsbehörde bereits subsidiärer Schutz in 
Österreich zuerkannt wurde, lediglich die Frage der Asylrelevanz des Vorbringens entscheidungsgegenständlich 
ist und eine asylrelevante individuelle aktuelle Verfolgung des Beschwerdeführers wiederum nicht glaubhaft 
gemacht werden konnte. 
 

3. Rechtlich folgt daraus: 
 

3.1. Gemäß §§ 73 und 75 des Bundesgesetzes über die Gewährung von Asyl, BGBl. I Nr. 100/2005 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 135/2009 (im Folgenden: "AsylG 2005") ist im gegenständlichen Fall das Bundesgesetz 
über die Gewährung von Asyl, BGBl. I Nr. 76/1997 in der Fassung BGBl. I Nr. 126/2002 anzuwenden, gemäß § 
44 AsylG 1997 jedoch die §§ 8, 15, 22, 23 Abs. 3, 5 und 6, 36, 40 und 40a in der Fassung BGBl. I Nr. 101/2003 
(im Folgenden: "AsylG 1997"). Die Anwendbarkeit der §§ 24, 26, 27, 54 bis 57 und 60 AsylG 2005 ergibt sich 
aus § 75 Abs. 1, die Anwendbarkeit des § 10 AsylG 2005 aus § 75 Abs. 8 AsylG 2005 und die Anwendbarkeit 
der §§ 2 Abs. 1 Z 25 und Abs. 3, 15 Abs. 1 Z 4 und 6, 18 Abs. 2 und 3, 22 Abs. 3 und Abs. 11 Z 7, § 23 Abs. 1, 
Abs. 7 und Abs. 8, 27 Abs. 4 und 5, 57 Abs. 10 und Abs. 11 Z 2 sowie 62 Abs. 3 aus § 75 Abs. 10 AsylG 2005. 
Weiters ist hinsichtlich § 8 AsylG 1997 auf die Sondernormen des § 75 Abs. 10 2. und 3. Satz AsylG 2005 
Bedacht zu nehmen. 
 

Hinsichtlich des Verfahrens vor dem Asylgerichtshof sind die einschlägigen Bestimmungen des AsylG 2005 und 
das Bundesgesetz über den Asylgerichtshof, BGBl. I Nr. 4/2008 in der Fassung BGBL I Nr. 147/2008 (in Folge: 
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"AsylGHG") sowie subsidiär das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. Nr. 51/1991 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 20/2009 (in Folge: "AVG") und das ZustG, BGBl. Nr. 200/1982 in der geltenden Fassung. 
anzuwenden. 
 

Gemäß § 61 Abs.1 Asylgesetz 2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über 
 

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und 
 

2. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes oder soweit in Abs. 3 
vorgesehen ist, durch Einzelrichter über Beschwerden gegen zurückweisende Bescheide 
 

a) wegen Drittstaatssicherheit gemäß § 4, 
 

b) wegen Zuständigkeit eines anderen Staates gemäß § 5 und 
 

c) wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG und die mit diesen Entscheidungen verbundene 
Ausweisung. 
 

3.2. Gemäß § 7 AsylG hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn glaubhaft 
ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flüchtlingskonvention) droht 
und keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Endigungs- oder 
Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der 
Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, ist Flüchtling, wer sich aus 
wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und 
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu 
bedienen. 
 

Zentraler Aspekt des aus Art 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention übernommenen 
Flüchtlingsbegriffes ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
 

Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Zu fragen ist daher nicht 
danach, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit 
Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgründen fürchten würde. Unter Verfolgung ist ein 
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu 
verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der 
Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen. Die Verfolgungsgefahr steht mit der 
wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten Furcht. Eine 
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit 
droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht. (VwGH vom 21.12.2000, Zl. 2000/01/0131; 
VwGH vom 25.1.2001, Zl. 2001/20/0011). 
 

Für eine "wohlbegründete Furcht vor Verfolgung" ist es nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen 
gesetzt worden sind; sie ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche Handlungen zu befürchten sind 
(VwGH vom 26.2.1997, Zl. 95/01/0454, VwGH vom 09.04.1997, Zl. 95/01/055), denn die Verfolgungsgefahr - 
Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. VwGH 18.4.1996, 
Zl. 95/20/0239; VwGH vom 16.02.2000, Zl. 99/01/0397), sondern erfordert eine Prognose. 
Verfolgungshandlungen die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, können im Rahmen dieser Prognose ein 
wesentliches Indiz für eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. VwGH 09.03.1999, Zl. 98/01/0318). 
 

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK 
nennt (VwGH E vom 09.09.1993, Zl. 93/01/0284; VwGH E vom 15.03.2001, Zl. 99/20/0128); sie muss Ursache 
dafür sein, dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen 
Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen 
Aufenthaltes zurechenbar sein (VwGH vom 16.06.1994, Zl. 94/19/0183, VwGH E vom 18.02.1999, Zl. 
98/20/0468). Daher muss die Verfolgungsgefahr (bzw. die wohlbegründete Furcht davor) im gesamten Gebiet 
des Heimatstaates des Asylwerbers bestanden haben. 
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Relevant kann darüber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung 
vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der 
Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer 
Flüchtlings-Konvention genannten Gründen zu befürchten habe (VwGH vom 19.10.2000, Zl. 98/20/0233). 
 

Der Beschwerdeführer hat, wie dargelegt, keine Verfolgungsgefahr glaubhaft gemacht und war die Beschwerde 
daher gemäß § 7 AsylG 1997 spruchgemäß als unbegründet abzuweisen. 


